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Iohannes
Alfred kam Anfang Dezember zu uns und bettelte. 

Bis dahin war er uns unbekannt. Alfred war 20 Jahre 
alt und kräftig. Meine Frau sagte: „Sie sollten doch 
arbeiten." Alfred erwiderte: „Von Herzen gern, aber 
ich habe keine Arbeit". Er erzählte: Im Sommer mußten 
er, seine Mutter, seine unverheiratete Schwester und der 
zukünftige Schwager, dazu das kleine Kind der beiden 
Letzteren das heimatliche Dorf verlassen, weil der Guts
herr für billigeres Geld polnische Arbeiter annahm. Die 
Werkwohnung mußte aufgegeben werden. Irgendwelche 
neue Arbeit war im Dorf nicht zu finden. Sie gingen nach 
Berlin. Auch hier bekamen sie nicht die sehnsüchtig gesuchte 
Arbeit. Als neue Einwanderer bekamen sie auch keine 
Arbeitslosenunterstützung. „Aber wenigstens können wir 
hier betteln", sagte Alfred. Wie ungern tat er das und 
ebenso, wie er versicherte, seine Angehörigen. Aber sie 
Mußten doch leben. In einem kleinen Gasthaus in der 
Aähe des Schlesischen Bahnhofs wohnten die vier und 
bas kleine Kind in einem Zimmer. Dafür mußten täg
lich vier Mark gezahlt werden. Die mußten zuerst er
bettelt werden.

Alfred erhielt von meiner Frau vorübergehend Be
schäftigung: Gartenarbeit, Holzhacken. Die Arbeit flog 
nur so. Er sang und pfiff und war guter Dinge. Wie 
traurig war er und auch wir, als wir ihm keine Arbeit 
Mehr geben konnten, und er wieder zu betteln gezwun
gen war.

Eine gute Menschenkraft lag wieder auf der Straße, 
?hne Arbeit! Wie lange noch froh und gut? 2m Schick
sal des einzelnen Menschen liegt nur zu häufig die Schuld 
ber Gesamtheit. Aber der einzelne bricht unter der Last 
leines Schicksals zusammen.

Man muß die Arbeitslosigkeit an einem Menschen 
einmal mitempfunden haben, um den ganzen Jammer 
der Arbeitslosigkeit zu erkennen.

Mitte Dezember 1929 wurden rund 1 600 000 Arbeits
lose gezählt, die unterstützt wurden. Mit den Arbeits
losen ohne Unterstützung hatten wir

über zwei Millionen Arbeitslose.
. 2n den Sommer- und Herbstmonaten 1929 mußten 
nandig 100 000 bis 200 000 Arbeitslose mehr unterstützt 
^den als 1928! Sachkundige Kreise weisen darauf hin, 
daß die Arbeitslosigkeit noch stärker werden wird.

Reichsarbeitsminister Rudolf Wissell schreibt in 
lnem Rückblick und Ausblick zur Jahreswende, daß die 
Gesundheit und die Arbeitskraft das kost- 
darste Gut unseres Volkes sei. Rudolf Wissell sagt 
m ei", ^hr wahres Wort. Förderung und Schutz der 
, rdmt ist heute die vornehmste Pflicht der Gesetzgebung 
no Verwaltung. Das Reichskabinett trägt hier eine 

Me Verantwortung, besonders der Reichsarbeitsminister, 
^-nr wissen alle, daß die Arbeitslos enversiche- 
' Ung rucht das letzte Wort sein darf.

*) Nachdruck erwünscht.

L u b a h n.
Wird die Arbeitslosigkeit nicht überwunden, dann 

gehen Gesundheit und Arbeitskraft unseres Volkes ver
loren. Dann graben wir unserem Volke das Grab. 
Soweit der verantwortliche Gesetzgeber Hilfe bringen 
konnte, und es nicht getan hat, ist er in erster Linie der 
Totengräber.

Wer von einer Verkürzung der Arbeitszeit redet und 
glaubt, damit allein die Arbeitslosigkeit zu überwinden, 
handelt sehr oberflächlich. Gute edle Arbeitskraft liegt 
dann in anderer Gestalt brach.

Diejenigen, die darauf Hinweisen, daß heute hun
derttausend weibliche Kräfte mehr im Erwerbs
leben stehen als in der Friedenszeit, sehen schon tiefer. 
Aber weshalb haben wir so viele weibliche Arbeitskräfte 
im Erwerbsleben? Die Arbeitslosigkeit führt zur Angst 
vor der Ehe. Nicht allein die Arbeitslosigkeit, sondern 
auch die Angst vor der Arbeitslosigkeit. Schlimmer 
als die Not ist häufig die Angst Vor der Not.

Die Angst vor der Not ist auch in erster Linie schuld 
an dem so gewaltigen Geburtenabsturz in un
serem Volke, wie ihn bisher noch kein Kulturvolk der 
Erde durchgemacht hat. Not und Angst vor der Not 
treiben unser Volk zur Hoffnungslosigkeit. Hoffnungs
losigkeit ist Feigheit. Not und Angst vor der Not 
töten unser Volk.

Recht auf Arbeit ist weit besser als Recht auf 
Arbeitslosenunterstützung. Einen entscheidenden Weg zur 
Ueberwindung der Arbeitslosigkeit zeigt die

Bodenreform.
Gelegentlich unserer Ostpreußischen Heimstättentagung 

besichtigten wir die neue Siedlung Lauth an der Grenze 
von Königsberg. Die Siedlung umfaßt 650 Morgen. 
Ihr früherer Besitzer hat das Gutshaus und 45 Morgen 
zurückbehalten. Die „Ostpreußische Heimstätte", die das 
Gut aufschloß, schuf auf dem freiwerdenden Lande: 4 bäu
erliche Stellen, 15 Gärtnerstellen, 28 Landarbeiterstellen 
und 100 Wohnstätten für städtische Arbeiter in 50 Zwei
familienhäusern mit je Vs Morgen Land. Vor der Besied
lung wohnten der Gutsherr und sieben ständige deutsche 
Arbeiterfamilien auf diesem Stück unseres Vaterlandes, 
jetzt wohnen statt der sieben Arbeiterfamilien auf ihm 
147 deutsche Familien. Bodenreformerische Siedlung ver
hindert den ungesunden Zuzug nach der Großstadt. Ein 
Blick auf solche Bodenreformarbeit ist Freude und 
Hoffnung!

Solange noch ungeheures Land in gleicher Weise der 
Besiedlung harrt, solange wir in unserem Volke noch 
viele 1000 giern Oedland haben, darf eine gute kraftvolle 
Gesetzgebung die Arbeitslosigkeit nicht aufkommen lassen.

Die Bodenreform in der Stadt ist ebenso wichtig. 
Wir haben rund

eine Million Wohnungslose.
Gleich verheerend wie die Arbeitslosig

keit ist die Wohnungslosigkeit. Der Satz ist 



richtig: wir haben Wohnungsiosigkeit, weil wir Arbeits
losigkeit haben und wir haben Arbeitslosigkeit, weil wir 
Wohnungsiosigkeit haben. Wer jetzt die Wohnungslosig- 
teil überwindet, überwindet auch die Arbeitslosigkeit.

Wir kennen den Segen selbst der kleinsten Heimstätte: 
Gesundheit, Freude, Hebung der Arbeitskraft, Kinderland! 
Dazu tritt gerade jetzt Ueberwindung der Arbeitslosigkeit. 
Anstatt in der Fabrik und in.den Büroräumcn findet die 
Frau die beste Betätigung im Heimstättengarten. Der 
Arbeitsmarkt wird entlastet.

Wir wissen auch, daß zum Heimstättenbau in erster 
Linie Arbeitskraft notwendig ist. Sollte es unmöglich 
sein, brachliegende Menschenkraft dem not
wendigen He i m st ä t len b a u zuzuführen?

Allerdings wollen wir die verantwortlichen Stellen 
darauf Hinweisen, welche

ungeheure und unverantwortliche Verschwendung 
heute beim Bau von Heimstätten geübt wird. Wenn 
z. B. in unseren Städten die Gesamtkosten von Bau 
und Boden für eine einfache Heimstätte 12 000 Mark 
betragen, so ist wohl nicht zu viel gesagt, daß hiervon 
2000 Mark für das Land angesetzt werden müssen. In 
vielen Fällen ist der Betrag noch weit höher. Diese 
2000 Mark werden der deutschen Arbeitskraft vorenthalten. 
Oeffentliche Mittel, wie die Mittel der Hauszinssteuer
hypotheken, müssen ebenfalls dazu dienen, den arbeitslosen 
Nutznießer dieser 2000 Mark zu befriedigen. lind wenn 
wir nur 1000 Mark hochverzinsliches Geld ersparen 
können, so bedeutet das in unserer kapitalarmen Zeit 
außerordentlich viel! Bei Annahme von nur 1000 Mark 
wäre das bei 100 000 Heimstätten eine Ersparnis von 
100 Millionen Mark.

Schaffung billigen Wohnbodens ist die 
erste Vorbedingung billigen Bauens.

Am 21. Mai 1930 werden es 10 Jahre, daß der 
Reichsarbeitsminister den „Ständigen Beirat für 
Heimstättenwesen beim Reichsarbeitsmi
ni st e r i u m" unter Vorsitz von Dr. Adolf Damaschke 
eingesetzt hat. Bald werden es 10 Jahre, daß wir in 
diesem Ständigen Beirat das

Wohnheimstättengesetz
ausgearbeitet haben. Durch das Wohnheimstättengesetz 
erhält jede Gemeinde zur Durchführung des Art. 153 
der Reichsverfassung billigen Grund und Boden. 
Der Gesetzentwurf ist mit Hilfe der Gewerkschaften 
der Arbeiter, Angestellten und Beamten 
aller Richtungen entstanden. Die ersten Sach
verständigen fordern dringend das Gesetz. Der Deutsche 
Reichstag nahm am 5. Mai 1926 folgenden Antrag 
an: „Die Reichsregierung wird ersucht, alsbald ein Wohn
heimstättengesetz im Sinne des Entwurfs des „Ständigen 
Beirats für Heimstättenwesen beim Reichsarbeitsmini

Ostpreuhiscke lieiinstatteirtatzuntz irr Koiritzsbertz
Von F. Legatis.

Siedlung, d. h. Gemeinschaft der Menschen in ihren 
Heimstätten — wie weit sind unsere Städte von dieser 
Möglichkeit des Wohnens entfernt. Siedlung soll Heim
stätte bieten und damit Grundlage zur Gemeinschaft, zur 
Volk-Bildung. Wird die an die Scholle gebundene und 
mit dem Garten in die Scholle hineinwachsende Wohn
stätte durch spekulationsgebundene Massenhauspolitik ver
drängt, so wird damit die natürlichste Grundlage volk- 
lichen Gemeinlebens zerstört und ersetzt durch das Massen
grab in der Betonstadt: Gräberfeld für Körper, Seele, 
Jugend des arbeitszermürbten Zeitgenossen.

Es ist ein Aberglaube, daß Siedlung im Flachbau 
mit Garten durch die ökonomische Entwicklung „natur
notwendig" überholt sei wie die Postkutsche durch Schie
nenweg und Motor. Alle Politik und „Oekonomie" wird 
zum Fluch, wenn ihr nicht der Mensch — Zweck ist. 
„Wirtschaft" ist Dienst am Menschen oder Brutalität, 
wenn sie ihn zum bloßen Mittel abwürdigt. Darum, 
wenn heute die industrielle Entwicklung menschliche Ar
beitskraft, körperliche und seelische Besitztümer bis zum 
äußersten erschöpft, kann die modernste ökonomische For
derung nur sein: rationelle Erholung für jeden Hand-

sterium" vorzulegen." 243 Abgeordnete stimnrten mit 
ja, 136 mit nein. Am 26. Juni 1929 wiederholte der 
Deutsche Reichstag seinen Willen zur baldigen Vorle
gung des Wohnheimstättengesetzes durch eine zweite Ent
schließung.

Trotzdem ist das Wohnheimstättengesetz im Sinne 
des Ständigen Beirats bis zum heutigen Tage dem 
Reichstag noch nicht vorgelegt worden! Keine Regierungs
partei darf hier die Verantwortung auf die andere schie
ben. Es ist bestimmt anzunehmen, daß viele Reichstags
abgeordnete der Parteien, die nicht der jetzigen Koalitions
regierung angehören, für das Gesetz stimmen werden. 
Hier ist jede Rücksichtnahme auf die kleinen, 
aber leider heute noch immer mächtigen Interessenten
kreise für die Zukunft unseres Volkes geradezu ver
hängnisvoll. Das deutsche Volk erwartet jetzt eine klare, 
eindeutige Entscheidung.

Das Jahr 1930 ist in vielfacher Hinsicht das Jahr 
der Entscheidungen. Es soll und muß uns auch die Ent
scheidung bringen, ob die Koalitionsparteien den Mut 
haben, das Wohnheimstättengesetz im Sinne des Stän
digen Beirats vorzulegen, oder ob durch Rücksichtnahme 
auf diese oder jene Gruppe die Vorlegung nicht stattfindet.

Unser deutsches Volk kann nur in organischer Entwick
lung wieder gesunden. Wehe, wenn diese organische 
Entwicklung eines Tages gewaltsam gestört wird. Die 
Schuld tragen dann die Kreise, die nicht zur rechten 
Zeit das rechte getan haben. Das Heer der Ar
beitslosen, das Heer der Wohnungslosen wird dann gegen 
die jetzt verantwortlichen Kreise den bitteren Rus erschallen 
lassen:

Wir klagen an!
Es wird dann keine Zeit sein, die Verantwortung 

abzuwälzen.
Wir möchten heute zu Anfang des Jahres der Ent

scheidung 1930 dem Herrn Reichs arbeitsmini- 
ster das Wort zurufen: Werden Sie hart, rücksichtslos. 
Die Besten unseres Volkes werden an Ihrer Seite stehen, 
wenn Sie mit unbeugsamem Willen die Vorlegung des 
Wohnheimstättengesetzes im Sinne des Ständigen Beirats 
verlangen und damit den ersten großen Schritt 
tun zur planmäßigen Ueberwindung von 
Wohnungsiosigkeit und Arbeitslosigkeit.

Wir wollen dann wieder hoffen lernen. Der Glaube 
in unserm Volk wird wieder aufgerichtet werden. Der 
Arbeitslosigkeit stellen wir dann wieder gegenüber das 
Recht auf Arbeit, der Wohnungsiosigkeit das ver
fassungsmäßig verbürgte Recht auf Heimstätten, 
der Hoffnungslosigkeit den Glauben an den Sieg der 
besten Kräfte in unserem Volke, den Glauben an ei» 
neues deutsches Vaterland, in dem jeder, 
der arbeitet, ehrliches Brot und eine ge
sicherte Heimstätte findet.

und Kopfarbeiter in gesunden Heimstätten, in gesunder 
Umgebung. Diese ökonomische Forderung, die ja gleiche 
zeitig eine eminent sittliche ist, kann nicht durch irgend 
eine wie immer auch begründete „Kalkulation" eHchüttert 
werden. Der Volkswirt, der ihre Berechtigung verkennt, 
begeht dieselbe Sünde, als wollte er einen Betrieb führen 
ohne Rücklagen und Abschreibungen. Es ist dienlich, 
auch unter dem Königtum des Rechenstiftes sich des un
endlichen Wertes gesunden Menschentums und des explo
siven Untergrundes einer im Seelischen kranken Oekonom>r 
zu erinnern.

Heim-Stättensiedlung, eine Notwendigkeit im indu
striellen Westen wie im Osten der Großlandwirtschasu 
Der Osten ist das den Deutschen gegebene Siedlungsgebw 
mit seinen 58 Menschen auf den Quadratkilometer, gege" 
127 im Reichsdurchschnitt (und 50—75 im angrenzende" 
Polen!). And trotz der fast grenzenlosen Weite der Siev- 
lungsmöglichkeiten dasselbe Wohnungselend, ja schlim
meres als im Westen, denn es wird durch den primitive 
Lebensstandard, erwachsen aus den hierzulande noch 
lichen unsozialen Lohn- und Arbeitsverhältnissen, ve - 
mehrt! Ostpreußen fehlen noch 30 000 Wohnungen n" 
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70 000 sind noch nach den milden Maßstäben der Bau
polizei unzulänglich für Wohnzwecke. Also 100 00O Fa
milien kein zureichendes Unterkommen! Was Wunder, 
wenn 20 000 Ostpreußen jahraus, jahrein den Wanderstab 
ergreifen, heimatlos. — Heim-Siedlung tut not, auch in 
der endlosen Weite ostdeutschen Landes, ja vor allem hier!

Es waren solche Gedanken, die uns bei der Vorbe
reitung und Durchführung des ostpreußischen Heimstätten
tages bewegten. Die Tagung, getragen vom Heim
stättenamt der deutschen Beamtenschaft, 
war als Führertreffen organisiert und sammelte 
rund 3M Männer und Frauen, die in Behörden, Ge
werkschaften, Siedlungsorganisationen und Gesinnungs
gemeinschaften in der Siedlungsarbeit tätig sind unter 
dem Ehrenvorsitz unseres verehrten Freundes Dr. Da
maschke und seines Mitkämpfers Lubahn. Erfreulich 
war die starke Anteilnahme der ostpreußischen Behörden 
und Gemeinden unter der Führung des Oberpräsi- 
denten der Provinz, der drei Regierungspräsi
denten und des Ost preußischen Städtetages. 
Die Delegierten der beiden Beamten-Spitzengewerkschaften 
(D.B.B. und A.D.B.), des Reichsbundes der Kriegsbe
schädigten, der organisierten ostpreußischen Kleingärtner, 
der Bodenreformer u. a. bildeten den Kern der Tagung, 
die eine besondere Förderung durch die Ostpreußische 
Heimstätte und ihren verdienten Leiter, Direktor Na
dolny, erfuhr. Die offizielle Beteiligung der 
Stadt Königsberg gab der Tagung einen besonders 
angenehmen Rahmen.

Die Tagung fand am 2. und 3. November 1929 im 
Sitzungssaale des Landeshauses in Königsberg statt. Nach 
der Eröffnung und Begrüßung der Versammlung durch 
den Berichterstatter ergriff das Wort:

Oberpräsident Dr. h. c. Siehr.
Im Namen der Provinz Ostpreußen begrüße ich die 

Teilnehmer der Ostpreußischen Heimstättentagung auf das 
herzlichste. Gerade für die Provinz Ostpreußen gewinnt 
die Frage der Bodenverteilung und Bodenausnutzung, 
und damit einer planmäßigen Entwicklung des Woh
nungsbauwesens, durch ihren Charakter als getrennte 
Grenzprovinz mit geringer Bevölkerungsdichte und schwach 
entwickelter Eigenwirtschaft, besondere Bedeutung. Es 
kann keinem Zweifel unterliegen, daß, wenn das deutsche 
Volk sich diese schöne Provinz auf die Dauer erhalten 
will, eine
Verdichtung der Bevölkerung und eine Stärkung deutscher 

Külter
in ihr erreicht werden muß. Dieses Ziel kann wiederum 
nur durch Steigerung des Wirtschaftslebens der Provinz 
erreicht werden, und hier steht in einer so stark agrarischen 
Provinz wie Ostpreußen die Entwicklung der landwirt
schaftlichen Gütererzeugung im Vordergrund. Damit ge
langt man zwangsläufig dazu, das ländliche Siedlungs
wesen und seine Förderung in die erste Reihe zu stellen. 
Freilich darf man sich nicht darauf beschränken, das ein
zige Mittel zur Besserung in dem bäuerlichen Siedlungs
Wesen zu erblicken, sondern wird auch der Kleinsiedlung 
sn jeder Form einschließlich des Landarbeiterwohnungs
baus besonderes Gewicht beilegen. Hier ist gerade in letzter 
Zeit viel geschehen, und es werden jetzt die Landarbeiter
wohnungen fast ausschließlich in der Form von Reichs
heimstätten ausgegeben. Allerdings mußte hierfür ein 
besonderer Anreiz dadurch geschaffen werden, daß mit 
der Ausgabe als Reicksheimstätte die Gewährung eines 
Zusatzdarlehns verbunden wird.

Es bedarf aber kaum einer besonderen Hervorhebung, 
"aß daneben die Seßhaftmachung der übrigen Bevölke- 
rungs- und Wirtschaftskreise eine der wichtigsten Auf
gaben sein muß, und gerade für die Kreise, die Sie heute 
hwr vertreten, gewinnt der Grundgedanke ihrer Tagung: 
«Wie kommt der Arbeitnehmer zu einer Heimstätte" seine 
ganz besondere Bedeutung. Wer die Geschichte der inne
rn Kolonisation aus den Anfängen ihrer Entwicklung 
h^r kennt, wird wissen, daß
"le Kleinsiedlung zwar das schwierigste, aber auch das 

wichtigste Problem der inneren Kolonisation ist,
Ur Problem, das nicht wie die Wohnungsnot zeitlich 

^grenzt erscheint, sondern, solange es eine lebendige und 
Uch stets verschiebende Wirtschaft in Deutschland geben 
wrrd, als wirtschaftliche und bevölkerungspolitische Auf

gabe bestehen bleiben wird. Für Ostpreußen bildet diese 
Aufgabe der Heimstättensiedlung das Kernproblem des 
Siedlungswesens überhaupt. Es gilt, der sonst abwan
dernden Bevölkerung neue Lebens- und Verdienstmöglich
keiten in der ostpreußischen Heimat zu schaffen und die 
Lebensfähigkeit der kleinen Städte und Gemeinden zu 
stärken. Das kann am besten geschehen, indem man um 
sie herum und in räumlicher Verbindung mit ihnen 
kleine und größere Siedlerstellen schafft, auf denen den 
Siedlern die verschiedensten, mit der Arbeit am Grund 
und Boden zusammenhängenden Verdienstmöglichkeiten 
geboten werden, so daß sie — mit oder ohne Lohnar
beit — ihr Auskommen haben und als Erzeuger wie 
als Verbraucher geeignet sind, die Eigenwirtschaft der 
kleinen Wirtschaftszentren, an die sie sich anlehnen, zu 
erhalten und zu stärken.

Durch Erlaß des Preußischen Ministers für Volks
wohlfahrt vom Februar 1928 ist bereits darauf hinge
wiesen, daß die Mittel aus dem staatlichen Wohnungs
fürsorgefonds in erster Linie für Flachbauten und Eigen
heime mit Gartenzulage zu verwenden sind. Diese Be
reitwilligkeit der Staatsregierung, in erster Linie Klein
siedlungen zu fördern, läßt die Hoffnung zu, daß in der 
hiesigen Provinz eine organische, wirtschaftliche und kul
turelle Entwicklung in die Wege geleitet wird. Ganz 
besonders möchte ich bei dieser Gelegenheit der wertvollen 
Tätigkeit der Ostpreußischen Heimstätte gedenken, die ihre 
Aufgabe in ganz vorbildlicher Weise gelöst hat, und die 
als erste neben der städtischen die ländliche Kleinsiedlung 
und die vorstädtische Siedlung in richtiger Erkenntnis 
der hier vorliegenden Notwendigkeit gefördert hat.

Landesrat Scheibert
überbrachte alsdann den herzlichen Gruß des Landes
hauptmanns Dr. Blunck, der sich freue, die Tagung durch 
Bereitstellung der Räume des Landeshauses fördern zu 
können. Er wies kurz darauf hin, daß auf Anregung des 
letzten Provinziallandtages durch die Landesversicherungs
anstalt der Provinz Ostpreußen erhebliche Mittel besonders 
für Landarbeiter-Eigenheime bereit gestellt seien.

Als Vertreter der Stadt Königsberg ergriff sodann 
Bürgermeister Dr. Goerdeler

das Wort und begrüßte besonders Dr. Damaschke im 
Namen des Oberbürgermeisters. Ihm selbst habe das 
Problem der Zusammenballung der Menschenmassen in 
den Großstädten mit den daraus sich entwickelnden Ge
fahren von Anfang seiner kommunalen Laufbahn an be
schäftigt. Die Entfernung und Entwurzelung des Men
schen vom Boden müsse bekämpft werden. Die Frage des 
gesunden Bauens sei belastet mit der für den Städtebau 
sehr wesentlichen Frage einer weitsichtigen und vernünf
tigen Grundstückspolitik. In der Gegenwart dränge sie 
sich zusammen in der Frage der Finanzierung. Möge es 
sich um Geländebeschaffung, Straßenbaukosten, Baugelder 
und Hypothekenbeschaffung handeln: wo man auch das 
Problem anpacke, überall zeige sich heute die Schwierig
keit in der Lage unserer Wirtschaft und der Finanzierung. 
Die Stadt Königsberg werde, wenn praktische Wege zur 
Ueberwindung dieser Schwierigkeiten gezeigt würden, be
sonders dankbar sein.

Unser Freund
Iohannes Lubahn,

dem der Vorsitzende besonders herzliche Worte des Will
kommens als dem Schöpfer und Organisator der Beamten
heimstättenbewegung entboten hatte, erwiderte nun die 
Grüße und erinnerte daran, daß die Reform des Boden
rechts eine Frage von höchster sittlicher Bedeutung sei. 
Die Sympathien des ganzen Reiches gehörten Ostpreußen. 
Aber wenn Ostpreußen so urdeutsch bleiben soll, wie es 
ist, dann muß ostpreußisch Volk innig mit seinem Boden 
verbunden sein und bleiben, dann muß es eine gesicherte 
deutsche Heimstätte erhalten, mit der man nach den Wor
ten des Reichspräsidenten Hindenburg nicht Handel und 
nicht Wucher treiben könne.

Dr. Damaschke
war von dem vorbereitenden Ausschuß gebeten worden, 
den Ehrenvorsitz der Tagung zu führen. Er ergriff 
nunmehr, von stürmischem, langanhaltendem Beifall be
grüßt, das Wort zu seinem Vortrag:
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Am Vorstandsttsch von ttnkS nach rcchlS: Falkenberg, Remmers, Lubahn, Dr. Damaschke, LegallS, Oueltzer

Bodenreform durchgeführt, und es ist nur die Mahl, 
ob es schrittweise, organisch, friedlich geschehen kann oder 
in Stunden der Verzweiflung gewalttätig, blutig. Der 
erste Schritt zu einer Besserung auf dem Lande muß 
darin bestehen, daß
auch der kleinste Mann auf dem Lande eine Hoffnung 
haben kann, eine gesicherte Heimstätte zu gewinnen und 
bei Fleiß und Sparsamkeit sich in die Höhe zu arbeiten.

In den Städten ist das Wohnungselend nicht nur 
eine Folge des Krieges, auch im reichen Deutschland war 
die Not furchtbar. Am 2. Dezember 1905 gab es z. B- 
nach der amtlichen Wohnungsaufnahme

in Königsberg 4630 Wohnungen, 
die nur ein einziges heizbares Zimmer hatten, aber von 
6—13 Menschen verschiedenen Alters und Geschlechts dau
ernd bewohnt waren. Durch den Krieg haben sich diese 
Verhältnisse wesentlich verschärft.
aufgebaut wurde, wurde der Artikel 155 in die Mitte der 
Grundrechte des deutschen Volkes gestellt, der Boden
reformartikel, der da verlangt, daß

Als das neue Reich aufgebaut wurde, wurde der 
Artikel 155 in die Mitte der Grundrechte des deutschen 
Volkes gestellt, der Bodenreformartikel, der da verlangt, daß 
aller Mißbrauch mit dem Böden künftig ausgeschlossen 
wird und jede deutsche Familie eine Wohnheimstätte oder 
Wirtschaftsheimstätte im Vaterlande erlangen kann.

Dazu verlangte die Nationalversammlung noch eine 
Reform des Enteignungsrechtes. Im Ständigen Beirat 
für Heimstättenwesen haben wir einen Gesetzentwurf aus- 
gearbeitet. Der Reichstag hat 1926 gefordert, daß dieser 
Entwurf vorgelegt würde. Es stimmten dafür Männer 
und Frauen aus allen Parteien. 2m Juni 1929 hat der 
Reichstag erneut die Vorlage gefordert, und es ist zu er
warten, daß in den nächsten Wochen dieser Gesetzentwurf 
dem Reichstag zugeht. Sein Zweck ist, den Gemeinden 
die Pflicht und die Möglichkeit zu geben, Bodenvorrats
wirtschaft zu treiben, damit Heimstättenbildung möguM 
ist. Man glaubt leider in landwirtschaftlichen Kreisen, 
das koste zuviel Land. Aber selbst 1 Million Wohnheim- 
stätten wären auf dem 30. Teil der Provinz Ostpreußen

„Oer tteiin8tsttenge<1anice 
in Vergan^enkeit uncl 6e^envvart".

Der ganze Ernst und die ganze Dringlichkeit des 
Problems wurde von dem Redner mit seiner eindringlich 
packenden, von idealem Wollen durchglühten Beredtsam- 
keit aufgezeigt.

Bodenreform ist die wirtschaftliche Gesamtanschauung, 
die zwischen dem Kommunismus und dem Mammo- 
nismus, dem rücksichtslosen Individualismus, die rettende 
Versöhnung finden will. Von dem Verhältnis, in dem 
ein Volk zu seinem Vaterlande steht, hängt zuletzt sein 
Schicksal ab.

Stadt und Land hängen untrennbar zusammen.
Auch in den Städten ist keine dauernde Gesundung mög
lich, solange die Abwanderung vom Lande fortwährend 
neue Menschenmassen in die Städte führt. Von 1919 bis 
zum 1. Juli 1925 sind allein aus Ostpreußen 158 000 
Menschen abgewandert, und die Zahlen dieser Abwande
rung sind noch im Steigen begriffen. Es müssen tiefe 
soziale Ursachen sein, die eine solche volkswirtschaftliche 
Erscheinung Hervorrufen.

Ich möchte an dieser Stelle
dem ostpreußischen Großgrundbesitz in aller Offenheit ein 

sehr ernstes Wort sagen.
Ueberall in Mitteleuropa haben die landarmen und land
losen Menschen Land erhalten. Gewiß, die Bodenreform 
ist in diesen neuen Staaten oft verzerrt mit nationa
listischen Gedanken, sie ist brutal durchgeführt, und die 
deutsche Bodenreform, die Mutter des Bodenreformge
dankens in Europa, legt ausdrücklich Verwahrung ein 
gegen eine solche Verzerrung ihrer großen Gedanken des 
sozialen Friedens und der Versöhnung. Aber auf der 
andern Seite steht die Tatsache, daß es unmöglich ist, 
daß Ostpreußen, Pommern, Mecklenburg, die Grenzmark 
und Schlesien das einzige Großgrundbesitzerland in Eu
ropa bleiben können. An unsern östlichen Grenzen sind 
220 000 neue Bauernhöfe entstanden, denen wir nur 12 000 
entgegenzusetzen haben! Auch in Ostpreußen wird die
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unterzubringen. Und unserer Ernährung ginge dies Land 
nicht verloren. Aber es ist scharf zu unterscheiden, daß 
nur eine Bodenvorratswirtschaft „zur Durchführung des 
Artikels 153" verlangt wird, d. h. daß

die Gemeinden selbst nicht spekulativen Mißbrauch 
mit dem Boden treiben dürfen, sondern den Boden billig 
abgeben müssen, damit wirklich Heimstättenbildung mög
lich wird.

Wer da will, dqß unser Volk noch Kinder hat, die 
gesund an Leib und Seele aufwachsen können, wer da 
will, daß das deutsche Volk noch eine Zukunft haben 
soll, der muß deutsche Bodenreform wollen!

Die mit warmherzigem Humor gewürzten und von 
tiefem sachlichem Ernst getragenen Ausführungen des 
greisen Vorkämpfers der deutschen Bodenreformbewegung 
vermittelten der großen Versammlung starke Eindrücke. 
Wiederholte Zustimmungsäußerungen während der Rede 
und stärkster Beifall am Schluß zeigten, daß dieser Ge
wissensruf verstanden und ausgenommen wurde.

Nicht weniger herzlich begrüßt folgte nun der hoch
verdiente Vorkämpfer für gerechte Bodenwirtschaft im 
Dienste unseres Volkes,

Geh. Negierungs- und Ministerialrat Dr. Pauly 
vom Preuß. Ministerium für Volkswohlfahrt mit einem 
Vortrag

„Der tteiinstättengeilanlce 
in QesetLgebung unci ?raxis".

Er wies darauf hin, daß er die Provinz Ostpreußen, 
M der er über ein Jahrzehnt gewirkt habe und zwar 
Mngere Zeit als Landrat in Allenstein, als seine Heimat 
unsehe. Die Ostpreußische Heimstätte schaffe unter ihrem 
..^dienstvollen Generaldirektor Nadolny überall Vorbild- 
"ches. Hier werden wohl
"whv Heimstätten errichtet als in irgendeiner Provinz 

des Reiches, in diesem Jahre sollen es 1000 werden.
(Stürmischer Beifall).

2 Pauly gibt der Ueberzeugung Ausdruck, daß es in 
r^Eunft keine Mietkasernen mehr, sondern nur noch Ein- 

Mrlienhäuser gibt. Die große Masse wohne in keinem 
i. ""urlande so bedauerlich, wie in Deutschland. England

* seinen Vorsprung erreicht durch sein Bodenrecht. Das 

Ergebnis der Mietkaserueuwohuweise ist in den Groß
städten eine außerordentlich starke Geburtenabnahme. Die 
dritte Generation der Großstadtfamilie ist im Durchschnitt 
steril. Der Handarbeiter wird in seinem Beruf zum 
Maschinenteil. Dem kann nur entgegengewirkt werden 
durch seine Tätigkeit und durch sein Leben außerhalb der 
Fabrik. Ministerialrat Dr. Mallwitz sagt, daß die Men
schen infolge der Wohnweise an einer Art von „Stall- 
krankheit" leiden, und daß Menschenaufbau dringend 
nottue, um den Weltfortschritt, den die Großstädte tat
sächlich bedeuten, zu bewirken. Er zeigt an vielen Bei
spielen, wie man um billiges Geld an vielen Orten 
Eigenheime mit kleinen Gärten gebaut hat.

Wie helfen wir aber denjenigen Leuten, und das wird 
für absehbare Zeit die große Mehrheit bleiben, die noch 
in den Mietkasernen wohnen? In dem preußischen Aus
führungsgesetz zum Reichsheimstättengesetz ist die Mög
lichkeit vorgesehen,

Heimstätten ohne Häuser
zur Verfügung zu stellen. Das ist so gemeint, daß den 
Bewohnern der Mietskasernen, soweit sie es haben wollen, 
ein Kleingarten zur Verfügung gestellt wird und daß 
weite Gebiete im Stadtvlan für diesen Zweck vorgesehen 
werden, damit diese Gärten den Miethausbewohnern dau
ernd erhalten bleiben. Die Heimstättengärten sind auch 
wichtig in bezug auf die Bindung des einzelnen an die 
Heimstätte.

Dr. Pauly durfte nicht nur für seine Ausführungen 
den herzlichen Dank der ostpreußischen Siedlungsvertreter 
entgegennehmen. Ostpreußen dankt seiner sachkundigen 
Hand und seiner tatkräftigen Arbeit manchen Ge
winn auf dem Gebiete der Siedlung, der Kleingarten- 
und Pachtlandwirtschaft.

Die Tagung stand unter dem Thema „Arbeit
nehmer und Heimstätte". Das fand am Sonn
abend abend in einer Massenversammlung in 
einem der großen Säle Königsbergs besonders sinn
fälligen Ausdruck. Insbesondere Gewerkschaftler aller 
Richtungen waren der Einladung zu diesem Abend ge
folgt. War es doch ein besonderes Ereignis, hier mit 
Dr. Damaschke die beiden Führer der deutschen Be
amtenbewegung zu einer der brennendsten Tages- und 
Lebensfragen zu hören.
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wo noch manche wertvolle Anregung für praktische Ar
beit getauscht wurde.

Am Sonntag früh eröffnet Dr. Damaschke die Ta
gung mit einem dringenden Appell an die Kreise, die 
sich „national" nennen, sich in den Fragen der Boden
reform eine selbständige Ueberzeugung zu erarbeiten. Wer 
von vornherein ablehnt, der versündigt sich an der fried
lichen organischen Entwicklung unseres Volkes. Diese 
Tagung ist gemeint als ein Stoß gegen Ihr Gewissen: 
was kann, was muß der Einzelne tun, um die hier er
örterten Gedanken in seinem Berufskreise, in seiner Ge
meinde zu einer Macht werden zu lassen.

Nunmehr folgt ein großangelegtes Referat von 
Stadtrat Dr. Weber, Königsberg, 

über
„Vie koöen^virtsckatt 6er 8taöt 

Königsberg"
Der Vortrag war eine sehr instruktive Einführung in die 
großen Schwierigkeiten großstädtischer Siedlungspolitik, 
gleichzeitig aber auch die Forderung an Kommunal- und 
Siedlungspolitiker, sich der großen Verantwortung bewußt 
zu sein, die auf großstädtischer Siedlungsarbeit lastet.

Generaldirektor Nadolny
von der Ostpreußischen Heimstätte behandelt 

„koröerungen beim kau einer
Heimstätte"

nach der wirtschaftlichen Seite und machte bedeutsame 
Ausführungen über die Möglichkeit, den Heimstätten
gedanken tatkräftig zu fördern. Landarbeitereigenheimc 
wurden von der Ostpreußischen Heimstätte gebaut: 1924: 
27 — 1923: 123 — 1926: 236 — 1927: 362 — 
1928: 499 — 1929 (in den ersten neun Monaten): 831. 
2169 Anträge liegen bei der Ostpreußischen Heimstätte noch 
vor, die Eigenheime wünschen, leider fehlt augenblicklich 
das Geld dazu. Dieses plötzliche Anwachsen der Land
arbeitereigenheime kommt daher, daß die Arbeitgeber- 
und die Arbeitnchmerverbändc der Landwirtschaft ihre 
Errichtung jetzt als dringende Notwendigkeit erkannt 
haben.

Jeder Mensch mit einigem Sparsinn müßte in ab
sehbarer Zeit in die Lage kommen, sich eine Heimstätte 
zu schaffen, die nicht nur Wohnraum, sondern gleichzeitig 
Anteil an einem Stück deutschen Bodens ist.

Der einzelne Heimstätter muß sich zum Gedanken der 
Heimstätte anders einstellen. Es ist doch vielfach so, daß 
der Heimstätter glaubt, es müßte für ihn eine kleine 
Villa geschaffen werden. Jeder darf verlangen, daß ihm 
eine wirkliche Heimstätte zum Eigentum geboten wird, 
daß er unabhängig wird vom Vermieter und von der 
Kündigung, daß ihm nicht allzu hohe Kosten aufgebürdet 
werden. Er darf aber nicht verlangen, daß ihm mehr 
Wohnraum gegeben wird, als ihm nach seiner Wirt
schaftslage zusteht. Er muß daran denken, daß auch 
andere denselben Anspruch auf Zuwendung öffentlicher 
Mittel haben. Nur unter der Voraussetzung, daß 
jeder sich einfügt in die allgemeine Bauw rtschaftsordnung, 
kann eine Verbilligung des Wohnungsbaues für Heim
stätten eintreten. Nur dann ist ein rationeller Heim
stättenbau, die Aufstellung von Typen für Einzel- und 
Doppel- und Vierfamilienhäuser möglich.

Generaldirektor Nadolny besprach einige Typen, dw 
die Ostpreußische Heimstätte in den letzten Jahren errichtet 
hat, und errechnete die Kosten und die Finanzierung- 
Das Eigenheim mit Garten ist nicht teurer als eine 

Wohnung in einem großen Baublock.
Zuletzt und doch nicht „zuletzt" sprach dann 

Iohannes Lubahn
als Leiter des Heimstättenamtes der deutschen Beamten
schaft und Schöpfer der Beamtenbausparkasse über da 
Thema:

„Der >Veg «tes kesmten 
Lur Heimstätte".

Seine Worte waren ein Aufruf an den ostpreußischc^ 
Beamtenkreis in allen Lagern, sich Verantwortung»

Zunächst sprach der Direktor des Deutschen Beamten
bundes

Ernst Remmers
über »

„keamtenpolitiic unä voöeirretorm". 
In der Bodenreformfrage sei die Beamtenschaft vollständig 
einig. Sie ist durch die Erfahrung dahin gekommen, 
daß mit Wohnungsgeld oder beweglichen Teuerungszu
schlägen ihr nicht grundlegend zu helfen sei. Auch alle 
Bestrebungen, die Preisbildung zu beeinflussen und die 
große Spanne zwischen Erzeuger- und Kleinhandelspreis 
zu verringern, sind im großen und ganzen fehlgeschlagen. 
Auf alle Volksschichten lastet heute ein solcher wirtschaft
licher Druck, daß sich geradezu eine verbitterte Stimmung 
gegen die Festbesoldeten zeigt, während diese selbst bei 
allen Bemühungen nichts Durchgreifendes für ihre wirt
schaftliche Sicherstellung haben erreichen können.

Die Bodenreform lehrt, daß eine Umgestaltung des 
Bodenrechts außerordentlich günstige Wirkungen auf die 
gesamte Preisbildung hat. Diese Lehre kann uns Rettung 
bringen. Mit zäher Ausdauer und Begeisterung haben 
die Führer der deutschen Bodenreformbewegung an ihrer 
Auffassung festgehalten. Die Gedanken der Bodenreform 
weisen auf ganz andere Steuermöglichkeiten für den Staat 
hin. Das Wohnheimstättengesetz kann, wenn es so ange
nommen wird, wie der Ständige Ausschuß es ausge
arbeitet hat, ein grundlegendes Gesetz werden.

Wir alle stehen hinter diesem Entwurf.
Die Beamtenorganisationen haben den Wohnungsbau 
stark gefördert. In Potsdam allein sind 20 Prozent aller 
Wohnungen von den Beamten geschaffen worden. Auch 
auf dem Gebiete des Bausparkassenwesens sind die 
Spitzenorganisationen der Beamtenschaft vorangegangen. 
In der Wohnungsfrage können wir nicht zurück zum 
privatwirtschaftlichen Mietskontrakt, der den Mieter recht
los macht gegenüber dem Vermieter. Wir wollen ein 
soziales Wohnungsrecht, das den lebendigen Menschen 
über die Sache stellt. Gerade die Beamtenschaft muß 
führend sein bei der Bodenreform, nicht nur im eigenen 
Interesse, sondern im Interesse des ganzen Volkes.

Ueber
„Arbeitnehmer unö koöentrage". 

sprach sodann der Vorsitzende des Allgemeinen Deutschen 
Beamtenbundes,

Albert Falkenberg, M. d. R.
Arbeiter, Angestellte und Beamte bilden eine Ein

heitsfront und zwar deswegen, weil sie mehr oder minder 
alle Gehaltssklaven geworden sind und die gleiche Un
sicherheit der Existenz aufwiesen. Das käme daher, daß 
der Arbeitnehmer im Laufe der Zeiten vom Boden ge
trennt worden wäre. Deswegen sollten sich alle wieder 
für die Heimstättenbewegung einsetzen, die eine Rück
eroberung des verloren gegangenen Bodens darstelle. 
Auf eigener Scholle in einer gewissen Unabhängigkeit 
würde der Arbeitnehmer dann den Unbilden des Lebens 
besser gerüstet gegenüberstehen. Bodenbesitz sei immer ein 
Mittel zur Beherrschung der nichtbesitzenden Menschen 
gewesen, da der Boden eben nicht vermehrbar sei. Die 
Entwurzelung des Menschen vom Boden sei eine Prämie 
für den Radikalismus.

Redner machte darauf aufmerksam, daß die letzte 
Kriegslastenverteilung noch nicht erfolgt sei. Hier hätten 
sich alle Arbeitnehmer in einer Einheitsfront zusammenzu- 
fchließen, damit in der Konsolidierungsperiode das Soli
daritätsgefühl gestärkt würde. Insofern verführen die 
amerikanischen Industriekapitäne klüger, als sie nicht mög
lichst hohe Arbeitsleistung für möglichst geringen Lohn 
verlangten, sondern möglichst hohen Lohn geben bei ge
ringer Arbeitszeit, damit der Konsum wieder steige. Die 
erste Aufgabe für die Arbeitnehmer sei der Wiedererrin
gung des Bodens und schließlich die Sicherung einer ge
rechten Verteilung. Die Wirtschaft sei des Menschen 
wegen da und nicht der Mensch der Wirtschaft willen.

Das zündende Schlußwort zu diesen Darlegungen 
der beiden Beamtenführer sprach Dr. Damaschke.

Der Abend kann als ein besonders erfreulicher Erfolg 
für die Heimstättenarbeit in Königsberg gebucht werden. 
Er fand einen gemütlichen Abschluß im kleinen Kreise,
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bewußt und tatkräftig in den Dienst der bodenreforme
rischen Siedlungsaufgabe zu stellen. Der nächste Schritt 
für uns ist der in die Praxis der Beamtensiedlung, wie 
sie die Beamtenbausparkasse^erschließt. Er geht auf Sinn 
und Bau der Beamtenbausparkasse ein.

Die Beamtenspitzenorganisationen haben auf Vor- 
schlag Lubahns das Beamtenheimstättengesetz veranlaßt. 
Der Zweck des Beamtenheimstättengesetzes ist, anstelle des, 
Gehaltsteils, der für eine bestimmte Reihe von Jahren 
abgetreten wird, ein Kapital zu beschaffen. Dieses Ka
pital kann als Ersatz des eigenen Geldes oder als Rest
baugeld oder Restkaufgeld für eine Heimstätte verwendet 
werden. Zur Durchführung des Beamtenheimstättenge
setzes haben die Beamtenspitzenorganisationen die Be
amtenbausparkasse (Berlin, Lessingstr. 11), gegründet. 
Selbstverständlich können Heimstättendarlehen, die die Be
amtenbausparkasse gewährt, auch als erste und zweite 
Hypotheken eingetragen, also nicht nur als Restbaugeld 
verwendet werden.

Die Darlehen sind zugunsten der Bausparer unkünd
bar. Jeder Beamte kann kostenfrei Auskunft über das Be
amtenheimstättengesetz von der Beamtenbausparkasse und 
den Beamtensiedlungsbenäten für Ostpreußen erhalten.

Die Ausführungen Lubahns wurden mit großem In
teresse von den Delegierten entgegengenommen und ihr 
Beifall soll auch den Dank ausdrücken für die opfervolle 
Lebensarbeit unseres verehrten Freundes.

Im Anschluß an den Vortrag wird folgende Ent
schließung einstimmig angenommen:

Die zur Durchführung des Beamtenheimstätten
gesetzes von den Beamtenspitzenorganisationen ge
gründete Beamtenbausparkasse bietet jedem Beamten 
die größte Sicherheit und die größten Vorteile. Jeder 
Beamte, der eine Heimstätte besitzt oder erstrebt, soll 
sich deshalb der Beamtenbausparkasse anschließen.

Queißer, Vertreter des A.D.B.
betonte, daß in den nächsten Wochen mit den verschie
denen Körperschaften und Persönlichkeiten gründlich durch
geprüft werden solle, was zur Förderung und Verwirk
lichung unseres Zieles noch getan werden müsse. Diese 
Tagung und ihre Ziele dienen nicht dem Einzelinteresse, 
sondern dem kulturellen und sozialen Aufstieg unseres 
ganzen Volkes.

Adolf Damaschke schließt
die Tagung: Wenn Bodenresormer aus allen politischen 
und religiösen Lagern zusammenkommen, so gilt das erste 
und letzte Wort unserem deutschen Vaterlande, das durch 
unsere Arbeit auch ein gesegnetes deutsches Kinderland 
werden soll. — Und das Hoch auf das Vaterland bil
dete den Abschluß der Verhandlungen.

Die Heimstättentagung hat den ostpreußischen Be
amten und weiten Kreisen der Arbeitnehmerschaft aller 
Gruppen Grundlage, Umfang und Ziel unserer Heim
stättenbewegung gezeigt. Daß dieser Wegweisung tat
kräftige Arbeit in der erkannten Richtung folge, ist eine 
Hoffnung auf ostpreußische Zähigkeit.

sechste Luteiluntz 6er veamtenbausparlcasse.
Am 6. Januar 1930 fand die 6. Zuteilung in den Räu

men der Beamtenbausparkasse in Anwesenheit des Notars, 
Iustizrat Schumacher, und des stellvertretenden Treu
händers, Herrn Dr. Damaschke, des bekannten Führers 
der Bodenreform, statt.

Die Zuteilung war für diejenigen Abtretungsbeträge vor
genommen, die bis zum 30. Juni 1930 auf Grund des Ab
tretungsverfahrens emgehen müssen.

Iohannes Lubahn erläuterte das Zuteilungsverfahren. 
Die gleichberechtigten Sparer waren in besonderen Zuteilungs
gruppen zusammengefaßt. Innerhalb dieser Gruppen ent
schied das Los, das von nachstehenden Herren des Aufsichtsrats 
und des Vorstandes der Beamtenbausparkasse sowie des Heim- 
stättenamtes gezogen wurde: Kugler, Kaufmann, Fritz, Liebow, 
Führer, Dr. Kaßner, Remmers, Wagner, Lubahn.

Zugeteilt wurden an 69 Sparer insgesamt 424 OVV M.
Seit dem Bestehen der Beamtenbausparkasse sind damit 

510 Sparer mit einem Geldbeträge von 3 223 000, - M. aus
gelost worden. Dazu treten 443 freie Darlehen im Gesamt
beträge von 1604 000,— M., die die Sparer sich gegen 
Verpfändung der Abtretungsrechte selbst beschafft haben. Bei 
einem Bestände von rund 4 300 Sparern konnten bisher 
953 Darlehen in einer Gesamthöhe von 4 827 000,— M. bereit
gestellt werden. Keine andere Bausparkasse konnte in so kurzer 
Zeit ein gleich günstiges Ergebnis erzielen.

Wir lassen die Namen der Sparer folgen, denen diesmal 
Darlehen zugeteilt werden konnten.
Lfd. Nr.:_______________Sparer:_________Ausgeloster Betrag:
442 Oberpostsekretär i.R. S., Nossen 2 00V
443 Pol.-Hauptwachtmeister Sch., Frohburg i. Sa. 6 000
444 Eisenb.-Lademeister i. R. P., Gr. Ausker 2 000
445 Heeresverpfl. Amtsdir. H., Königsberg (Pr.) 3 000
446 Oberweichenwärter I., Köln-Waringen 3 000
447 Pol.-Hauptwachtmeister D., Saubach i. Tür. 3 000
448 Obersekretär i. R. E., Berlin-Cöpenick 3 000
^49 Zollinspektor H., Landshut (Bayern) 4 000
450 Geh. Rechn.-Rev. H., Potsdam 5 000
451 Studienrat H., Zwickau (Sa.) 4 000
452 Oberpostschaffner St., Berlin 4 000
453 Vbertelegr.-Sekretär M., Siegen 4 000
454 Oberpostsekretär D., Markt Oberdorf (Bayern) 6 000
455 Telegr.-Assistentin St., Berlin 4 000
456 Studienrat W., Elisenruh (Bez. Hamburg) 10 000
457 Anibersitäts-Obersekretär E., Jena 4 000
458 Stratzenoberausseher B., Senden (Bayern) 4 000

Kammermusiker L., Altenburg (Thür.) 6 000
AO Wagenausseher K-, Straupitz (Schles.) 4 000
AI Krastomnibus-Führer Z., Dresden 4 000
4"2 Postinspektor B., Bad Segeberg 18 000

Lfd. Nr.:Sparer: Ausgeloster Betrag:
463 Oberzollsekretär L., Stettin 10 000
464 Steuerinspektor M., Frankfurt a. M. 9 000
465 Steuerassistent R., Zschopau (Sa.) 3 000
466 Zollsekretär B., Fürth i. Odenw. 4 000
467 Ratsobersekretär E., Meißen (Sa.) 6 000
468 Hausverwalter Sch., Schwenningen a. N. 4 000
469 Postinspektor P., Kiel-Hassee 6 000
470 Volksschullehrer A., Kamenz (Sa.) 5 000
471 Rangieraufseher M., Neiße (O.-S.) 6 000
472 Lokomotivführer T., Leipzig-Kleinzschocher 8 000
473 Postassistent D., Berlin-Eharlottenburg 4 000
474 Lokomotivführer B., Laubach (Oberhessen) 7 000
475 Weichenwärter K., Walporsheim 8 000
476 Weichenwärter K-, Breslau 6 000
477 Straßenwart G-, Tannheim (Württbg.) 5 000
478 Stadtinspettor K., Weimar 12 000
479 Zugführer B., Obrighoven b. Wesel 6 000
480 Eisenbahn-Obersekretär Sch-, Krozingen 10 000
481 Telegr.-Gehilsin P., Berlin-Charlottenburg 11000
482 Postschaffner D., Fürth (Bayern) 6 000
483 Steuerbetr.-Assistent K-, Liegnitz 7 000
484 Lehrer D., Kirchwärder (Seefeld, Hamburg) 10 000
485 Obersteuersekretär Sch., Limburg 6 000
486 Hauptwachtmeister W., Wurmshan (Bayern) 14 000
487 Postschaffner O-, Kandrzin 10 000
488 Rektor Sch-, Mühlhausen (Thür.) 2 000
489 Pol.-Hauptwachtmeister E.. Ruhleben 4 000
490 Studienrat W., Dortmund 3 000
491 Lehrer W., Bertlich (Wests.) 2 000
492 Lehrer Sch., Glogau 4 000
493 Lehrer N., Crcusitz, Kr. Delitzsch 2 000
494 Mittelschullehrer Dr. K., Bln.-Iehlendors 2 000
495 Hauptlehrer i. R. R., Burg i. D., Holstein 4 000
496 Gewerbeoberlehrer St., Berlin 5 000
497 Kreisausschuß-Obersekr. K., Ritterhude b. Bremen 2 000
498 Lehrer i. e. R. H., Züntersbach, Krs. Schlüchtern 4 000
499 Lehrer S., Dobersdorf, Krs. Leobschütz (O.-S.) 9 000
500 Stadt-Ing. C-, Charlottenburg 10 000
501 Krim.-Assistent K., Düsseldorf 6 000
502 Hauptlehrer K., Bisingen (Hohenzollern) 10 000
503 Lehrer G., Holsterhausen 10 000
504 Lehrer R„ Bad Küdowa, Krs. Glatz 7 000
505 Lehrer Sch., Aennickendors b. Straußberg 16 000
506 Dipl.-Aandelslehrer i. R. D., Düsseldors-Lohausen 8 000
507 Rektor H., Alt-Budkowitz (O.-S.) 10 000
508 Stadtsekretär M., Düsseldorf 10 000
509 Mag.-Derw.-Geh. Sch., Königsberg (Pr.) 6 000
510 Lehrer K-, Bottrop (Wests.) 5 000

zusammen 424 000
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Ksuspsrer: 
Kurt Dunkel, 

^ustirmsp., 
lieickendscO 

0.-8.

ksuspsrer: 
Lrnst Qrsebke, 

Oberrolkekr., 
SsIrvveOel

Darletin 6er kesmlenbsuspsrknsse: 8000 14. ru 4'/2°/» 2in8en
ISjLknZ. 8psrreit, 36,05 N. monatl. 8parbetr. einsekl.8iLber.-2u8ekIa8
6r8Ke 6e8 Orun68tück8: 963 qm
2 Voknungen mit ru8smmsn 140 qm V/olmkISciie
Oegsmtkosten: 20000 14.
finsnrierung:
1. H^potksk 6000 14. 7°/g 2in8sn 420 14. 4. lo/olilZung — 60 14.
2. kkau8r.-kk. 5000 „ 4°/o „ — 50 „
3. 8-8-8. 8000 „ 4'/-°/° - -- 360 „
4. 8iA. Mittel l000 „______________________________________

2in8en 83014. -1 Hlxung 6014.
Linnsdmen:
s) Vermietung 300 14.
b) Oarten 50 „____________— 350 14.____________________

2in8en 480 N. 4 Tilgung 60 ^t. !

Dsrlekn 6er 8esmtenbsu8psrks88e: 1200014. ru 4'/2°/o 2in8ev 
15j2krig. 8parreit, 55,5514. monatl. 8parbetr. ein8ckil. 8iLker.-2u8cklsg
Oröke 6e8 Orun68tück8: 338 qm
2 IVoknungen mit 2U8ammen 140 qm XVoknkläeke 
Oe8Lmtk08ten: 21000 14.
finsnrieruns:

1. kk^potbek 3000 14. 8"/o 2in8en — 240 14.
2. kiau8r.-ki. 6000 „ 4"/° „ — 240 „
8. 8-8-8. 12000 , 4'/2°/° - -- 540 „

ÄN86N --1020 14. 
kinnskmen:

s) Vermietung 540 14.
b) Oartsn — „— 540 14.

2in8en — 480 14.

Qesckickte 6 r^ationalolconomie.
D Dr. Dr. Adolf Damaschke, der Vorsitzende des 

Bundes Deutscher Bodenreformer und des Ständigen Beirats 
für Heimstättenwesen beim Reichsarbeitsministerium, hat einen 
großen Erfolg zu verzeichnen. Sein Werk „Geschichte 
der Nationalökonomie" hat in diesen Tagen eine 
Auflage von 100 000 Stück erreicht. Es gibt kein änhnliches 
Buch, das eine so hohe Auflage erlebt hat. Das Werk ist in 
2 Bänden erschienen, 961 Seiten stark, drosch, zu 10,— M„ 
gebunden zu 13,— M. durch den Verlag Gustav Fischer-Zena 
oder durch die Buchhandlung Bodenreform, Berlin, Lessing- 
straße 11, zu beziehen.

Adolf Damaschke schreibt im Vorwort zu seinem Buch: 
„Als um die Wende des 19. Jahrhunderts „bewährte" For
men zerbrachen und „ewige" Rechte erschüttert wurden, als 
jeder Staat Europas vor die Wahl gestellt war: organische 
Reform oder gewaltsamer Umsturz?, faßte Goethe die Er
fahrungen dieser Zeit in das Wort:

.... Der Mensch, der zur schwankenden Zeit auch 
schwankend gesinnt ist,
Der vermehret das Uebel und breitet es weiter und weiter. 
Aber wer fest auf dem Sinne beharrt, der bildet die 
Welt sich."

Wir leben wieder in einer recht schwankenden Zeit. Das po
litische Leben in unserm Volke ist zerrissen. In einer Zeit des 
allgemeinen, gleichen, direkten Wahlrechts ist es geradezu ver
heerend, wenn Millionen Wähler nicht wissen, auf welche 
Seite sie sich stellen sollen.

Die Parteien wiederum schwanken. Soll hier eine Besse
rung eintreten, so müssen wir nach einer klaren Erkenntnis 
der inneren Zusammenhänge volkswirtschaftlicher und sozialer 
Vorgänge suchen und dürfen uns durch den häufig betäu
benden Lärm des Tages nicht betören lassen. Dr. Adolf 
Damaschke gibt uns in seiner „Geschichte der Nationalöko
nomie" eine Kulturgeschichte über Aufgang und Nie
dergang der Völker. Er zeigt mit staatsmännischem Blick, 
wodurch alte Kulturvölker zugrundegegangen sind und zeigt 

durch Jahrhunderte hindurch, wie sich volkswirtschaftliche Leh
ren in der Praxis bewährt haben. Bis in die letzten Jahre 
hinein werden volkswirtschaftliche Lehren wie der liberalen 
Schule, des nationalen Systems, des Kommunismus, des 
Anarchismus, der Bodenreform, in ihrer Auswirkung meister
lich dargestellt. Damaschke ist eine Führergestalt, wie sie 
in unserem Volke selten ist. Seine unbedingte Wahrheits
liebe, sein Gerechtigkeitssinn geben ihm die Kraft, Wahrheit 
und Irrtum überparteilich darzustellen. Wer sein Werk 
liest, erhält nicht nur eine große Bereicherung volkswirt
schaftlicher, politischer Kenntnisse, sondern wird durch die hohe 
geistige und sittliche Kraft Damaschkes dazu geführt, die so
zialen Notwendigkeiten unserer heutigen Zeit klar zu er
kennen, um dann mit festem Sinn unserem Volke in seinen 
vielen Nöten dienen zu können. Als ich vor mehr als 
25 Jahren die ersten Vorträge Damaschkes aus seiner Ge
schichte der Nationalökonomie hörte, fiel es mir wie Schuppen 
von den Augen. Damaschke zeigte und zeigt heute noch klar 
und deutlich den Weg zum sozialen Frieden und zur sozialen 
Verständigung, den Weg zur sozialen Gerechtigkeit. Ich 
schloß mich seiner Fahne an und blreb dieser Fahne treu und 
werde ihr bis zu meinem Ende die Treue halten.

Iohannes Lubahn.

1. Ueberschüss« der Beamtenbausparkasse. Nach Maßgabe 
der Spar- und Dahrlehnsbedingungen sollen alle Ueber» 
schlisse den Sparern zugute kommen. Gegenwärtig kann 
damit gerechnet werden, daß die Sparer am Ende ihrer 
Sparzeit eine Rückvergütung von 25°/o der gezahlten 
Sicherungszuschläge erhalten.

2. „Die Heimstätte" kann unmittelbar bei den Postämtern 
bestellt werden. Sie ist in der neuen Postzeitungsliste 1930 
auf Seite 111 eingetragen. Verlagsort Potsdam, Bezugs
preis vierteljährlich Mk. 1,—. Da bei einigen Post» 
anstalten eine Verwechselung mit einer Zeitschrift mit ähn
lichem Namen vorgekommen ist, weisen wir hierauf be
sonders hin.

Schriftleitung: Johannes Lubahn. Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Max Wagner. Verlag: Heimstättenamt 
der deutschen Beamtenschast e. V. Sämtlich: Berlin NW 87, Lessingstr. 11. — Druck von Robert Müller, Potsdam-

1b l6




Raport dostępności


		Nazwa pliku: 

		008360.pdf




		Autor raportu: 

		

		Organizacja: 

		




[Wprowadź informacje osobiste oraz dotyczące organizacji w oknie dialogowym Preferencje > Tożsamość.]


Podsumowanie


Sprawdzanie nie napotkało żadnych problemów w tym dokumencie.


		Wymaga sprawdzenia ręcznego: 2

		Zatwierdzono ręcznie: 0

		Odrzucono ręcznie: 0

		Pominięto: 1

		Zatwierdzono: 29

		Niepowodzenie: 0




Raport szczegółowy


		Dokument



		Nazwa reguły		Status		Opis

		Flaga przyzwolenia dostępności		Zatwierdzono		Należy ustawić flagę przyzwolenia dostępności

		PDF zawierający wyłącznie obrazy		Zatwierdzono		Dokument nie jest plikiem PDF zawierającym wyłącznie obrazy

		Oznakowany PDF		Zatwierdzono		Dokument jest oznakowanym plikiem PDF

		Logiczna kolejność odczytu		Wymaga sprawdzenia ręcznego		Struktura dokumentu zapewnia logiczną kolejność odczytu

		Język główny		Zatwierdzono		Język tekstu jest określony

		Tytuł		Zatwierdzono		Tytuł dokumentu jest wyświetlany na pasku tytułowym

		Zakładki		Zatwierdzono		W dużych dokumentach znajdują się zakładki

		Kontrast kolorów		Wymaga sprawdzenia ręcznego		Dokument ma odpowiedni kontrast kolorów

		Zawartość strony



		Nazwa reguły		Status		Opis

		Oznakowana zawartość		Zatwierdzono		Cała zawartość stron jest oznakowana

		Oznakowane adnotacje		Zatwierdzono		Wszystkie adnotacje są oznakowane

		Kolejność tabulatorów		Zatwierdzono		Kolejność tabulatorów jest zgodna z kolejnością struktury

		Kodowanie znaków		Zatwierdzono		Dostarczone jest niezawodne kodowanie znaku

		Oznakowane multimedia		Zatwierdzono		Wszystkie obiekty multimedialne są oznakowane

		Miganie ekranu		Zatwierdzono		Strona nie spowoduje migania ekranu

		Skrypty		Zatwierdzono		Brak niedostępnych skryptów

		Odpowiedzi czasowe		Zatwierdzono		Strona nie wymaga odpowiedzi czasowych

		Łącza nawigacyjne		Zatwierdzono		Łącza nawigacji nie powtarzają się

		Formularze



		Nazwa reguły		Status		Opis

		Oznakowane pola formularza		Zatwierdzono		Wszystkie pola formularza są oznakowane

		Opisy pól		Zatwierdzono		Wszystkie pola formularza mają opis

		Tekst zastępczy



		Nazwa reguły		Status		Opis

		Tekst zastępczy ilustracji		Zatwierdzono		Ilustracje wymagają tekstu zastępczego

		Zagnieżdżony tekst zastępczy		Zatwierdzono		Tekst zastępczy, który nigdy nie będzie odczytany

		Powiązane z zawartością		Zatwierdzono		Tekst zastępczy musi być powiązany z zawartością

		Ukrywa adnotacje		Zatwierdzono		Tekst zastępczy nie powinien ukrywać adnotacji

		Tekst zastępczy pozostałych elementów		Zatwierdzono		Pozostałe elementy, dla których wymagany jest tekst zastępczy

		Tabele



		Nazwa reguły		Status		Opis

		Wiersze		Zatwierdzono		TR musi być elementem potomnym Table, THead, TBody lub TFoot

		TH i TD		Zatwierdzono		TH i TD muszą być elementami potomnymi TR

		Nagłówki		Zatwierdzono		Tabele powinny mieć nagłówki

		Regularność		Zatwierdzono		Tabele muszą zawierać taką samą liczbę kolumn w każdym wierszu oraz wierszy w każdej kolumnie

		Podsumowanie		Pominięto		Tabele muszą mieć podsumowanie

		Listy



		Nazwa reguły		Status		Opis

		Elementy listy		Zatwierdzono		LI musi być elementem potomnym L

		Lbl i LBody		Zatwierdzono		Lbl i LBody muszą być elementami potomnymi LI

		Nagłówki



		Nazwa reguły		Status		Opis

		Właściwe zagnieżdżenie		Zatwierdzono		Właściwe zagnieżdżenie






Powrót w górę
